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Es gilt die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21.November 2017 (BGBI. | S. 3786) zuletzt gedndert durch Art. 2 das BaulandmobilisierungsG
v. 14.6.2021 (BGBI. | S. 1802). Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.

Dezember 1990

M.1: 1000

ZEICHENERKLARUNG

ES GILT DIE PLANZEICHENVERORDNUNG 1990 — PlanzV 90

PLANZEICHEN ERLAUTERUNGEN, RECHTSGRUNDLAGE PLANZEICHEN ERLAUTERUNGEN, RECHTSGRUNDLAGE

1. Art und MaR der baulichen Nutzung 7. Immissionsschutz

Allgemeine Wohngebiete (8§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
WA 1 (§ 4 BauNVO) . . .
Umgrenzung der Flachen fur Nutzungsbeschrankungen oder
fur Vorkehrungen zum Schutz gegen schadliche
Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes
0,3 Hochstzuldssige Grundflachenzahl (GRZ) (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

(§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO)

LPB IV Larmpegelbereiche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

| Zahl der Vollgeschosse als Hochstmal3
(§ 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

Abgrenzung unterschiedlicher Lairmpegelbereiche

000800
FH max. Hochstzulassige Firsthohe in Metern (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
300 m (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO)
’ 8. Sonstige Planzeichen
TH max. Hochstzuldssige Traufhdhe in Metern [ |
4,00 m (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) I I Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

2. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) [ ]

Abgrenzung unterschiedlicher MalSe der Nutzung,

l 2 2 2 22 = 2o )
?;‘z‘grsgiilvo) oo o (2.B. § 16 Abs. 5 BauNVO)
(z.B.§ 1 Abs.4 § 16 Abs. 5 BauNVO)
o) Offene Bauweise
(§ 22 Abs. 1 BauNVO) o Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen
]
3 Abweichende Bauweise i E (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)
(§ 22 Abs. 4 BauNVO) |
A Nur Einzelhduser zuldssig
(§ 22 Abs. 2 BauNVO)
ﬁ Nur Einzel- und Doppelhduser zulassig
el U Dor 1) NACHRICHTLICHE DARSTELLUNGEN
3. Verkehrsflichen ND Naturdenkmal gemaR § 17 Abs. 1 LNatSchGi. V. m. § 28 Abs. 1
BNatSchG

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

StraBenverkehrsflachen Grenzlinie des Waldabstandsstreifens gemaf § 24 LWaldG

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

StraBenbegrenzungslinie auch gegentliber
Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

lIl) DARSTELLUNGEN OHNE NORMCHARAKTER:

Flurstlicksbezeichnung

4. Flachen fir Versorgungsanlagen, fiir die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie flir Ablagerungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

-_ Flursticksgrenze

Flachen flr Versorgungsanlagen,

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) Bauliche Anlagen, Nebenanlagen

Versorgungsflache Elektrizitat

(§ 9 Abs. 1 Nr.12, 14 und Abs. 6 BaUGB) Sichtdreieck

5. Griinflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

private Grinflache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

6. Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fir Mallnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

zu erhaltende Einzelbaume mit Nachpflanzgebot (Textteil B: Nr. 7)
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b) und Abs. 6 BauGB)

Flachen zum Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen
[ ) Bepflanzungen
: (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

l. Textliche Festsetzungen nach § 9 Abs. Baugesetzbuch

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB)
In dem allgemeinen Wohngebiet (WA) sind die nach § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zuldssigen
Nutzungen unzulassig.

2. MaR der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB)

2.1 Bezugshohe fiir die festgesetzte maximale First- und Traufhdhe ist die mittlere
Fahrbahnoberkante des zur Zeit der Planaufstellung bestehenden nachstgelegenen
Strallenabschnittes der ErschlielungsstraRe.

2.2 Die Traufh6he wird gemessen am Schnittpunkt zwischen senkrechter WandauBenflache und
Oberkante Dachhaut. Bei asymmetrischen Dachformen ist der héchste gemessene Wert
heranzuziehen.

2.3 Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete WA 2, WA 3 und WA 4 sind je Wohngebadude maximal 2
Wohneinheiten zuldssig. (§9 (1) 6 BauGB)

3. Bauweise (§ 22 BauNVO)
Im WA 1 gilt die abweichende Bauweise. In der Abweichenden Bauweise gilt der Grenzabstand der
offenen Bauweise. Gebaudelangen Gber 50 m sindzulassig.

4, Garagen und Stellplatze (§ 13 BauNVO)
Im Bereich zwischen offentlicher StraBe und Baugrenze sind Stellplatze und Garagen unzuldssig. (§9
Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)
Die mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastenden Flachen werden mit einer Mindestbreite von
3,25 m zu Gunsten der Eigentiimer der riickwartig zu erschlieBenden Grundstiicke festgesetzt.

6. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§
9 (1) 20 und 25 BauGB)

6.1 Unbelastetes Niederschlagswasser ist auf den Grundstiicken zu versickern, soweit die
Bodenverhaltnisse dies zulassen, oder einer anderen Nutzung zuzufiihren.

6.2 Die in der Planzeichnung zum Erhalt festgesetzten Einzelbdume sind dauerhaft zu erhalten, zu
pflegen und bei Abgang innerhalb der nachsten Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.

6.3 Dacher von Garagen, Carports und Nebenanlagen, die Gebaude sind, sind ab einer GroRe von 15
m? extensiv zu begriinen.

6.4 Nicht Gberdachte Stellplatze und Zuwegungen auf den Grundstlicken sind in wasser- und
luftdurchldssigem Aufbau herzustellen. Die Wasser- und Luftdurchlassigkeit des Bodens wesentlich
mindernde Befestigung wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierung und Betonierung ist nicht
zuldssig.

7. Griinflachen (§ 9 (1) 15 BauGB)

In den privaten Griinflichen sind das Relief und der Boden zu erhalten und jegliche bauliche
Nebenanlagen, auch gemal Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO SH) verfahrensfreie Anlagen,
Stellplatze, Garagen und Carports, das Aufstellen von Spielgeraten sowie Versiegelungen,
Abgrabungen und Aufschittungen unzulassig. Jeglicher Bau-, Fahr- und Lagerbetrieb ist unzuldssig.

8. Immissionsschutz

8.1 Zum Schutz der Wohn- und Blronutzungen vor Verkehrslarm werden die in der Planzeichnung
dargestellten Larmpegelbereiche nach DIN 4109, Schallschutz im Hochbau fiir Neu-, Um- und
Ausbauten festgesetzt. Die Festsetzungen gelten fiir die der Hamburger StraBe zugewandten
Gebaudefronten und Seitenfronten. Fiir abgewandte Fronten gelten um jeweils eine Stufe niedrigere
Larmpegelbereiche. Den genannten Larmpegelbereichen entsprechen folgende Anforderungen an
den passiven Schallschutz:

Larmpegelbereich nach MaRgeblicher erforderliches bewertetes SchalldimmmaR der
DIN 4109 AuBenldrmpegel La AuBenbauteile 1) R'w,res
Wohnraume Biirordume 2)
dB(A) [dB]
1] 61-65 35 30
\Y 66 - 70 40 35
Vv 71-75 45 40

8.2 Ebenerdige bauliche Anlagen mit schiitzenswerten Nutzungen (AulRenwohnbereiche) innerhalb
des Plangeltungsbereiches sind bis zu einem Abstand von 56 m, gemessen von der Stralenmitte der
Hamburger StraRe geschlossen bzw. auf der larmabgewandten Seite auszufiihren. Die Ausfiihrung von
nicht beheizten Wintergarten innerhalb dieses Abstandes ist generell zulassig.

8.3 In den Obergeschossen sind bauliche Anlagen mit schiitzenswerten Nutzungen
(AuRenwohnbereiche) innerhalb des Plangeltungsbereiches bis zu einem Abstand von 72 m gemessen
von der Stralenmitte der Hamburger Stralle geschlossen bzw. auf der larmabgewandten Seite
auszufiihren. Die Ausfiihrung von nicht beheizten Wintergarten innerhalb dieses Abstandes ist
generell zulassig.

8.4 Zum Schutz der Nachtruhe innerhalb des Plangeltungsbereiches sind im gesamten
Plangeltungsbereich fiir Schlaf- und Kinderzimmer schallgeddammte Liftungen vorzusehen, falls der
notwendige hygienische Luftwechsel nicht auf andere geeignete, dem Stand der Technik
entsprechende Weise sichergestellt werden kann.

Il Ortliche Bauvorschriften nach § 86 Landesbauordnung

1. Dachform und Dachgestaltung (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBO)
Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind zuldssig. Die Neigung und Ausrichtung der Anlagen
muss bei Hauptgebdauden dem Neigungswinkel des Daches entsprechen.

2. Einfriedungen (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Einfriedungen zur 6ffentlichen Verkehrsflache sind nur als standortheimische Laubhecken zulassig. Sie
sind dauerhaft zu erhalten. Eine Kombination aus Hecke und Zaun ist zuldssig, wenn der Zaun auf der
zur o6ffentlichen StralRe abgewandten Seite errichtet wird und die Hecke nicht tiberragt.

3. Schottergarten (§ 86 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Garten sind vollflachig mit Vegetation zu begriinen und dauerhaft zu erhalten. Befestigte Flachen sind
nur flr erforderliche Zufahrten, Stellplatze, Garagen, Carports, Zuwegungen, Terrassen und
Millstandplatze zuldssig. Die flachige Gestaltung der Garten mit Gesteins- oder Mineralkérnern wie
z.B. Schotter oder Kies ist unzulassig.

4, Stellpldtze (§ 86 Abs. 1 Nr. 5 LBO)
Innerhalb der allgemeinen Wohngebiete sind je Wohneinheit mindestens 1,5 Stellplatze herzustellen.

5. Waldabstand und Brandschutz

5.1 Im WA 4 ist innerhalb des Bereiches, in dem die Baugrenze in den nachrichtlich dargestellten
Waldabstandsstreifen hineinreicht, die Bebauung nur zulassig, wenn im Baugenehmigungsverfahren
nachgewiesen wird, dass von dem Geb&ude keine Brandgefahr flir den Wald ausgeht und die Bildung
von Feuerbriicken nicht zu besorgen ist, und wenn von der unteren Forstbehorde bestatigt wird, dass
nicht von einer von dem Wald ausgehenden Brandgefahr fir das Geb3dude auszugehen ist. (§ 9 Abs. 1
Nr. 2 BauGB)

5.2 Innerhalb des im Planteil A nachrichtlich dargestellten Mindestabstandes zum Wald gemaR § 24
LWaldG im WA 4 diirfen die Gebaude nur mit harter Dacheindeckung nach DIN 4102, Teil 4 versehen
werden. Feuerstatten mit festen Brennstoffen in oder an den Gebauden sind unzulassig. (§ 9 Abs. 4
BauGB in Verbindung mit § 86 LBO Schleswig-Holstein)

5.3 Die Fassaden sind im WA 4 mit schwerentflammbaren Baustoffen wie Sichtmauerwerk oder Putz
herzustellen. Tragende oder aussteifende Bauteile missen mindestens feuerhemmend sein.
Holzfassaden sind unzuldssig (§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 86 LBO Schleswig-Holstein).

PRAAMBEL:

Aufgrund des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der derzeit giltigen Fassung wird nach Beschlussfassung durch die
Stadtverordnetenversammlung vom folgende Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 106 der Stadt Reinbek
,nordliche Lohbrligger Stralke” fiir das Gebiet, das begrenzt wird im Norden durch die Bogenstrale und die Strake Am

. Der katastermaRige Bestand am

. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom

.Eswurde gemadf §13a IINr.1i.V.m. § 13 Il Nr. 1 BauGB von der friihzeitigen Beteiligung nach § 3 |

BauGB und § 4 | BauGB abgesehen.

. Die Stadtverordnetenversammlung hat am 1.12.2022 den Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 106 mit Begriindung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

. Die von der Planung berihrten Trager 6ffentlicher Belange wurden gemaR § 4 1l BauGBi. V. m. § 2 1l

BauGB mit Schreiben vom zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 106, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und

dem Text (Teil B) sowie die Begriindung haben in der Zeit vom bis zum wahrend

der Offnungszeiten nach § 3 Il BauGB &ffentlich ausgelegen. Die éffentliche Auslegung wurde mit dem
Hinweis, dass Stellungnahmen wahrend der Auslegungsfrist von allen Interessierten schriftlich oder
zur Niederschrift abgegeben werden kénnen, am ortsiiblich im Internet bekanntgemacht. Auf
die Bereitstellung im Internet wurde am in der Bergedorfer Zeitung hingewiesen.

Reinbek, den ..................

Blrgermeister

sowie die geometrischen Festlegungen der neuen
stadtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt.

Libeck, den ......cccceuu.....

offentl. best. Verm.-ing.

. Die Stadtverordnetenversammlung hat die vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der

Trager offentlicher Belange am geprift. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

. Die Stadtverordnetenversammlung hat den Bebauungsplan Nr. 106, bestehend aus der Planzeichnung

(Teil A) und dem Text (Teil B), am
Beschluss gebilligt.

als Satzung beschlossen und die Begriindung durch

Reinbek, den ..................

Bilrgermeister

. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird

hiermit ausgefertigt und ist bekanntzumachen.

Reinbek, den ..................

Biurgermeister

10. Der Beschluss liber den Bebauungsplan Nr. 106 durch die Stadtverordnetenversammlung und die

Stelle, bei der der Plan auf Dauer wihrend der Offnungszeiten von allen Interessierten eingesehen
werden kann und die tUber den Inhalt Auskunft erteilt, sind am .........cccevvvvvnnnn. ortstiblich im Internet
bekanntgemacht worden. Auf die Bereitstellung im Internet wurde am ................... in der
Bergedorfer Zeitung hingewiesen. In der Bekanntmachung ist auf die Méglichkeit, eine Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mangeln der Abwagung einschlielRlich der sich
ergebenden Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Moglichkeit, Entschadigungsanspriiche
geltend zu machen und das Erléschen dieser Anspriiche (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Auf die
Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist mithin am
....................... in Kraft getreten.

Blrgermeister

SATZUNG

STADT REINBEK

UBER DEN

DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 106
“Nordliche Lohbriigger Strale"

fir das Gebiet, das wie folgt begrenzt ist:

im Norden: durch die Hamburger StraRRe
im Westen: die westliche Grenze der Bebauung Lohbriigger StralSe 2
im Stiden: die stidliche Grenze der Bebauung Hamburger StralRe 69 a-f und

Lohbriigger Stral3e 3 a+b bis 9

ENTWURF

Stand: November 2022

Forstplatz, im Osten durch den Glinder Weg, im Stiden durch die Hamburger StraBe und im Westen durch die Strale Kurzer
Rehm, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen:



AutoCAD SHX Text
L 223

AutoCAD SHX Text
oF

AutoCAD SHX Text
oF

AutoCAD SHX Text
oF

AutoCAD SHX Text
oF

AutoCAD SHX Text
oF

AutoCAD SHX Text
oF

AutoCAD SHX Text
oF

AutoCAD SHX Text
oF


	Pläne und Ansichten
	B-Plan_1000 farbig


